
GEMEINDE KRAILLING 
Beglaubigter Auszug aus dem Beschlussbuch des Bau- Umwelt- und Verkehrsaus­
schusses 

Es wurde ordnungsgemäß geladen. 
Gesetzliche Mitgliederzahl: 9 Anwesend: 9 
Entschuldigt: Nichtentschuldigt: 

Beschluß-Nr.: 137/2022ö 
Tag des Beschlusses: 08.02.2022 

Abstimmungsergebnis s.u. für, s.u. gegen den Beschluss 

Beschlussgegenstand: 

Änderung des Bebauungsplans Nr. 30 für die Grundstücke Margaretenstraße 37a-d im Ver­
fahren nach §13aBauGB 

a) Abwägungsbeschluss zu den während der Wiederholung der Beteiligung der 
Öffentlichkeit nach §4a Abs. 3 BauGB eingegangenen Bedenken und 
Anregungen 

b) Satzungsbeschluss 

Beschluss: 

Der Bau-, Umwelt und Verkehrsausschuss fasst folgenden Beschluss: 
a) Den in der Anlage zusammengestellten Abwägungsbeschlüssen wird zugestimmt. 

(5-4) 

b) Der Planungsverband Äußerer Wirtschaftsraum München wird beauftragt, die be­
schlossenen Änderungen in den Bebauungsplanänderungsentwurf einzuarbeiten. 
Die Verwaltung wird beauftragt, die Wiederholung einer verkürzten öffentlichen 
Auslegung sowie die Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 
Belange nach §4a Abs. 3 BauGB durchzuführen. 
(6-3) 

Die Richtigkeit der Abschrift bestätigt: 
Krailling, den 15. Februar 2022 



Bebauungsplan Nr. 30 -Änderung für die Grundstücke Margaretenstraße 37 a-d (Fl.-Nrn. 55, 55/1 , 55/2, 55/3) 

Ergebnisse der öffentlichen Auslegung und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 3 
Abs.2 und § 4 Abs.2 BauGB 

Stellungnahmen ohne Anregungen und Bedenken 
• Regierung von Oberbayern (27.10.2021) 

• LRA Untere Naturschutzbehörde (08.11 .2021 

• Würmtal Zweckverband Abteilung Wasserversorgung (18.10.2021) 

• Wasserwirtschaftsamt Weilheim (15.11.2021) 

Stellungnahmen mit Anregungen und Bedenken: 

Behörden und Träger öffentlicher Belange 

Einwender und Bedenken und Anregungen Erläuterung und Beschlussvorschlag 
Datum 
LRA Starnberg - 1. Festsetzung A 3.3: Erläuterungen 
Kreisbauamt Soll es sich hier um eine zusätzliche GR (siehe A 3.2 dort: Die Bedenken können nicht geteilt werden. Es wird deutlich 

08.11.2021 „zusätzliche") handeln? In diesem Fall muss die Festsetzung klarer formuliert, dass es sich um eine zusätzliche Grundfläche 
formuliert werden. handelt. 

2. Da ein Höhenbezugspunkt fehlt, ist es dem Betrachter nicht Zur Klarstellung wird festgesetzt, dass Abgrabungen und 
möglich, die tatsächlich in Erscheinung tretende Wandhöhe aus Aufschüttungen nicht zulässig sind. 
dem Bebauungsplan zu lesen (die Höhenlinien in der Planzeich-
nung sind von dem Baufenster zu weit entfernt). Da keine maximal 
zulässigen Abgrabungen festgesetzt oder diese ausgeschlossen 
sind, ist die Wandhöhe unzureichend festoesetzt. 
3. Die Festsetzung A 4.2 ist entbehrlich, da die Überschreitung der Der Anregung wird gefolgt. Die vorgenommene Fest-
Baugrenzen in § 23 Abs. 3 BauNVO abschließend geregelt sind. setzung mit 1,5 m für untergeordnete Bauteile fällt unter die 

Regelung von § 23 Abs. 3 BauNVO. 



Bebauungsplan Nr. 30 -Änderung für die Grundstücke Margaretenstraße 37 a-d 
Ergebnisse der öffentlichen Auslegung und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Einwender und 
Datum 1 

Bedenken und Anregungen 

4. Die Festsetzung A 4.4 zielt auf den Art. 6 Abs. 5 Satz 3 BayBO 
a.F. ab, den es seit dem 01 .02.2021 nicht mehr gibt. Insoweit muss 
diese Festsetzung geändert werden. 

5. A 4.5 ist entbehrlich. 

6. A 5.3 scheint vor dem Hintergrund der Regelung in A 5.1 wenig Sinn zu 
machen. 

7. Um den (vermeidbaren) Verwaltungsaufwand zu reduzieren, bitten wir 
grundsätzliche Berechnungsgrundlagen zu vereinfachen. Speziell trifft das 
A 7.5. Die leider oft verwendete Wohnfläche als Grundlage zur Ermittlung 
der Stellplätze ist für die Gemeindeverwaltung wie für das Landratsamt 
sehr aufwändig. Welchen Sinn macht die Berechnung von Türnischen, 
Treppenabsätze u.ä., die die WoFIV vorsieht, für die Ermittlung von 
Stellplätzen. Prüft die Gemeinde für die Erteilung ihres Einvernehmens 
tatsächlich diese Berechnungsgrundlage? 

2 

l Erläuterung und Beschlussvorschlag 

Die Gemeinde Krailling hat von der Möglichkeit des Art. 6 
Abs. 5 Satz 2 BayBO Gebrauch gemacht und eine 
Abstandsflächensatzung am 27.01 .2021 erlassen. Diese 
soll im Geltungsbereich der vorliegenden Bebauungs­
planänderung zugunsten der Bestandserhaltung nicht 
angewendet werden. Deshalb wird an der Festsetzung 
grundsätzlich festgehalten. Zum besseren Verständnis 
erfolgt eine Umformulierung: 
„Die Tiefe der Abstandsflächen beträgt 0,4 H, mindestens 
3 m." 
Auch wenn Sie durch die vorhandene Parzellierung und die 
vorgegebenen Baufelder entbehrlich sein könnte, wird zur 
Verdeutlichung des Erhalts der vorhandenen Doppel­
hausbebauung an der Festsetzung festgehalten. 
An der Festsetzung wird festgehalten, weil sich zu den 
Gärten Anbauten mit begehbaren Dachterrassen befinden. 

Die Festsetzung findet sich in allen Änderungen der letzten 
Jahre in der Gemeinde Krailling und hat bisher zu keinen 
Problemen in der Ausführungsplanung geführt. Die 
Gemeinde beabsichtigt deshalb daran festzuhalten. 

Beschluss 
Die Stellungnahme wird entsprechend den Erläuterungen 
berücksichtigt und es erfolgt eine entsprechende 
Überarbeitunq der Planunterlaqen. 



Bebauungsplan Nr. 30 - Änderung für die Grundstücke Margaretenstraße 37 a-d 
Ergebnisse der öffentlichen Auslegung und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Einwender und 
Datum 1 

Bedenken und Anregungen 1 Erläuterung und Beschlussvorschlag 

LRA Starnberg - Die Entscheidung des Gemeinderats der Gemeinde Krailling von einer 1 -/-

Untere Volkszählung abzusehen, wird von der Unteren Immissionsschutzbehörde 
lmmissionsschut zur Kenntnis genommen. 
zbehörde 

08.11.2021 
LRA Starnberg -
Untere 
Naturschutzbehö 
rde 

Die Untere Naturschutzbehörde nimmt zu der o.g. Planung wie folgt 1 Erläuterung 
Stellung: 

08.11.2021 

Aufgrund der Übersichtlichkeit würde es sich bei Punkt C - Hinweise 
eventuell anbieten dem Thema Artenschutz und Ökologie eine 
eigene Kapitelnummer zuzuweisen. 
Bitte unter C-Hinweise noch folgende Hinweise zum Artenschutz 
aufnehmen: 
Vogelschutz 
In der architektonischen Ausgestaltung der Gebäudefassaden sind 
die Belange des Vogelschutzes zu berücksichtigen (Literaturhinweis: 
„Vermeidung von Vogelverlusten an Glasscheiben" Beschluss der 
Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelwarten). 

Erklärung: Aufgrund der räumlichen Nähe zum Biotop und dessen 
naturnahe Gestaltung kann von einem erhöhten Aufkommen von 
Vögeln ausgegangen werden. Hinweise im Bebauungsplan zur 
Gestaltung von großflächigen Glasflächen wären sehr wün­
schenswert um ein hohes Vogelschlagrisiko an Fensterflächen zu 
vermeiden. 
2. Bitte unter C-Hinweise den folgenden Absatz durch eine geänderte 
Version ersetzen Bitte folgenden Absatz: 
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Die Anregung wird aufgenommen und es erfolgt eine 
Änderung in den Hinweisen. 

Die Anregung wird aufgenommen und es erfolgt eine 
Ergänzung der Hinweise. 

Es erfolgt eine Ergänzung des Bezugs auf§ 39 Abs. 5 Satz 
1 Nr. 2 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG). 



Bebauungsplan Nr. 30 -Änderung für die Grundstücke Margaretenstraße 37 a-d - -
Ergebnisse der öffentlichen Auslegung und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Einwender und 
Datum 1 

Bedenken und Anregungen 
1 

Erläuterung und Beschlussvorschlag 

Auf artenschutzrechtliche Bestimmungen des Bundesnaturschutz-1 Die Angaben zum allgemeinen und besonderen 
gesetzes (§§ 44 und 45 BNatSchG) in Verbindung mit dem Baye- Artenschutz werden in der Begründung ergänzt. 
rischen Naturschutzgesetz (Art. 6a Abs. 2 S. 2 und 3 BayNatschG) 
wird Hingewiesen. Hier sind insbesondere das Verbot von Fällungen 
in der Vogelbrutzeit (März bis September) sowie eine Kontrolle von 
Höhlenbäumen auf Fledermausbesatz im Zeitraum Juni bis August 
vor Fällungen zu nennen durch den Absatz Im Rahmen des 
allgemeinen Artenschutzes ist es in der Zeit vom 1. März bis 30. 
September gemäß § 39 Abs. 5 Satz 1 Nr. 2 Bundes-
naturschutzgesetz (BNatSchG) verboten, Bäume, die außerhalb des 
Waldes, von Kurzumtriebsplantagen oder gärtnerisch genutzten 
Grundflächen stehen, Hecken, lebende Zäune, Gebüsche und 
andere Gehölze abzuschneiden oder auf den Stock zu setzen; 
zulässig sind schonende Form- und Pflegeschnitte zur Beseitigung 
des Zuwachses der Pflanzen oder zur Gesunderhaltung von 
Bäumen. 
Darüber hinaus ist der besondere Artenschutz nach§ 44 BNatSchG 
ohne zeitliche Beschränkung und insbesondere auch in gärtnerisch 
genutzten Grundflächen zu beachten. Nach§ 44 Abs. 1 Nr. 2 und 3 
BNatSchG sind erhebliche Störungen wild lebender Tiere der 
geschützten Arten während ihrer Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser­
, Überwinterungs- und Wanderungszeiten, sowie die Beschädigung, 
Naturentnahme oder Zerstörung ihrer Fortpflanzungs- oder 
Ruhestätten grundsätzlich verboten. 
Es ist sicher zu stellen, dass keine brütenden Vögel oder andere 
geschützte Tierarten von den Maßnahmen betroffen sind (vgl. § 44 
BNatSchG). Somit muss selbst im unmittelbaren Siedlungs- und 
Nutzungsbereich von Menschen z.B. bei Abrissarbeiten, Fassaden­
sanierungen oder Baumarbeiten darauf geachtet werden, dass 
geschützte Arten (wie z.B. Fledermäuse, alle europäischen Vogel­
arten, Amphibien, usw.) nicht beeinträchtigt werden. Weiterhin dürfen 
wiederkehrend genutzte Fortpflanzungsstätten (z.B. Nest einer 

4 



Bebauungsplan Nr. 30 - Änderung für die Grundstücke Margaretenstraße 37 a-d 
Ergebnisse der öffentlichen Auslegung und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Einwender und 
Datum 1 

Bedenken und Anregungen 

Mehlschwalbe) ganzjährig, auch außerhalb der Brutzeit, nicht zerstört 
werden. Sofern Tiere, ihre Entwicklungsformen, Nester, 
Lebensstätten, Höhlen, usw. betroffen sind, ist Kontakt mit der 
Unteren Naturschutzbehörde am Landratsamt Starnberg aufzu­
nehmen. Ist die Durchführung einer beeinträchtigenden Maßnahme 
unvermeidbar, ist eine Ausnahmegenehmigung (§ 45 Abs. 7 
BNatSchG) von der zuständigen Höheren Naturschutzbehörde 
Regierung von Oberbayern - erforderlich. 

Ersetzen. 

Erklärung: Im Bezug auf Ökologie und Artenschutz im städtischen 
Bereich entfaltet Art. 6a BayNatSchG (Gesetz über den Schutz der 
Natur, die Pflege der Landschaft und die Erholung in der freien Natur) 
keine bis nur eine sehr geringe rechtliche Wirkung. Wir empfehlen 
deshalb in diesem Zusammenhang auf § 39 Abs. 5 S. 1 Nr. 2 
Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) zu verweisen. 
Artenschutzrechtliche Belange werden durch § 44 BNatSchG 
geregelt und Ausnahmeverfahren zu unvermeidbaren Beeinträch­
tigungen über § 45 BNatSchG. 
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1 Erläuterung und Beschlussvorschlag 

Beschluss 
Die Stellungnahme wird entsprechend den Erläuterungen 
berücksichtigt und es erfolgt eine entsprechende Überar­
beitung der Planunterlagen. 



Bebauungsplan Nr. 30 - Änderung für die Grundstücke Margaretenstraße 37 a-d 
Ergebnisse der öffentlichen Auslegung und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Einwender und 
Datum 

Öffentlichkeit 

Bürger 1 

08.11.2021 

1 

Bedenken und Anregungen 

Einwendungen gegen die Änderung des Bebauungsplans Nr. 30 
Margaretenstraße 37a. b. c. d 
Fl-.-Nrn. 55, 55/1 , 55/2, 55/3 

Wir nehmen Bezug auf den derzeitig in öffentlicher Auslegung 
befindlichen Entwurf zur Teiländerung Bebauungsplan Nr. 30, 
Margaretenstraße 37a,b,c und d. 

Mit den folgenden Einwendungen gegen den Planungsentwurf und 
dessen Begründung widersprechen wir den geplanten 
FestsetzunQen. 
Einwendungen zur Begründung 

Zu 1. Anlass und Ziel der Planung 
Ursprünglicher Anlass für die vorliegende (Teil-)Änderung des 
Bebauungsplans war unser Antrag vom 6.8.2020, begründet mit der 
Absicht, zwischen Haus und Garage einen eingeschossigen Anbau 
zu errichten (siehe Begründung zum Aufstellungsbeschluss vom 
25.2.2021). Dieser Planentwurf, der die Erweiterung von Bauräumen 
für eingeschossige Anbauten vorsah, befand sich bereits einmalig in 
öffentlicher Auslegung. Grundlegend einschränkende Einwendungen 
vonseiten der Öffentlichkeit sowie Behörden und sonstigen Trägern 
öffentlicher Belange gab es dazu nicht. Der jetzige Planentwurf nennt 
als Begründung, einen Beschluss des Gemeinderats vom 3.6.2003 
fortzuführen zu wollen. Damals hatte man nach Genehmigung der 
vier Doppelhaushälften mit den oben genannten Hausnummern die 
Absicht erklärt, die zur Genehmigung gewährten Befreiungen in 
einen neuen (Teil-) Bebauungsplan überführen zu wollen. Dies 
geschah jedoch nie. 
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1 

Erläuterung und Beschlussvorschlag 

Erläuterungen 

Zu 1 Anlass und Ziel der Planung 

Die Bedenken können nicht nachvollzogen werden. 

Die Gemeinde Krailling hat am 15.09.2020 die Änderung 
des Bebauungsplanes beschlossen und sowohl beim 
Aufstellungsbeschluss (15.09.2020) als auch beim Abwä­
gungsbeschluss (27.07.2021) nochmals den Änderungs­
beschluss vom 03.06.2003 bestätigt. Dazwischen gefasste 
Beschlüsse sind damit überholt und können nicht mehr als 
Grundlage für die Bebauungsplanänderung herangezogen 
werden. 

Es ist richtig, dass der Antrag des Einwenders vom 
6.8.2020 Anlass für die Änderung war. Nach Abwägung 
der öffentlichen und privaten Belange hat sich die 
Gemeinde dann am 27.07.2021 dazu entschieden, die 



Bebauungsplan Nr. 30 -Änderung für die Grundstücke Margaretenstraße 37 a-d 
Ergebnisse der öffentlichen Auslegung und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Einwender und 
Datum t 

Bedenken und Anregungen 
1 

Erläuterung und Beschlussvorschlag 

Diese Absichtserklärung aus dem Jahr 2003 existiert darüber hinaus Änderung des Bebauungsplans entsprechend der ur­
seit 2019 nicht mehr: Im Jahr 2019 hatten wir erstmalig einen Antrag sprünglichen Intention des Beschlusses vom 03.06.2003 
auf Änderung des Bebauungsplans gestellt. Der Bau-, Umwelt- und durchzuführen (Berücksichtigung der am 11 .06.2003 ge­
Verkehrsausschuss (BUV) stimmte in der Sitzung am 10.9.2019 nehmigten Befreiungen) und mit Blick auf die Belange des 
mehrheitlich für Punkt b) der Beschlussvorlage, der eine Änderung Natur- und Hochwasserschutzes die Versiegelung zu 
des Bebauungsplans ablehnte. Er entschied sich damit eindeutig begrenzen sowie den Baumbestand und die Böschungs­
gegen Punkt a) der Beschlussvorlage, der eine Änderung des kante zu erhalten. Oberstes städtebauliches Ziel ist und 
Bebauungsplans vorsah und eben diesen Beschluss aus dem Jahre bleibt jedoch der Erhalt des Ortsbildes mit den vorhan-
2003 fortführen sollte. Die Absicht aus dem Jahre 2003, den denen städtebaulichen Kubaturen. 
Bebauungsplan zu ändern, wurde somit nachträglich abgelehnt. 
Damit war das Verfahren aus dem Jahr 2003 abgeschlossen. Die Dementsprechend sind die Grundfläche, die Bauweise und 
vorgebrachte Begründung ist somit obsolet und fehlt damit für den die Bauräume an den Bestand angepasst worden. Die 
derzeit in Auslegung befindlichen Planentwurf grundsätzlich. Wand- und Firsthöhen orientieren sich am Bestand, es wird 
Paragraf 2a Nr. 1 BauGB ist nicht erfüllt. Selbst wenn der Beschluss allerdings ein Zuschlag für eine energetische Dämmung 
aus dem Jahre 2003 noch unbehandelt offen läge, könnte er nicht zur berücksichtigt. 
Begründung des Verfahrens verwendet werden: Noch vor der Absicht 
einen Antrag auf Änderung des Bebauungsplans zu stellen, hatten Der Bebauungsplanänderung ist gern. § 2a BauGB eine 
wir im Jahre 2018 für den Anbau einen Antrag auf Vorbescheid bei Begründung beigefügt worden, in der die Grundlagen und 
der Gemeinde Krailling gestellt, welcher in der Sitzung des BUV am städtebaulichen Inhalte erläutert werden, u.a. auch die 
13.11.2018 abgelehnt wurde. Das Bauamt Krailling regte schon konkretisierten städtebaulichen Ziele (siehe Kapitel 4 der 
damals eine Bebauungsplanänderung an und wies den Ausschuss Begründung). 
auf den nicht vollzogenen Beschluss aus dem Jahre 2003 hin (siehe 
Sitzungsprotokoll). Der Vollzug dessen wurde trotz wiederholter Es gilt immer das im rechtsverbindlichen Bebauungsplan 
Hinweise seitens des Bauamtes auch anschließend vom BUV nicht dargestellte Konzept einschließlich der dargestellten 
weiter verfolgt (und wie oben begründet schließlich 2019 abgelehnt). Grundstücksteilungen. Mit nachträglichen Grundstücks­
Nun scheint es so, als beabsichtige der Gemeinderat einen „auf teilungen ist keine Erhöhung des Maßes der baulichen 
Vorrat" behaltenen, 18 Jahre alten Beschluss als Begründung nutzen Nutzung verbunden. Es bleibt also bei den genehmigten 
zu wollen, um unser Bauvorhaben verhindern zu können. Konkrete Befreiungen, die sich immer auf das Gesamtgrundstück 
städteplanerische Ziele werden darüber hinaus nicht vorgebracht. bezogen haben, auch wenn zum Zeitpunkt des Erwerbs 
Deshalb muss man davon ausgehen, dass die Festschreibung der das Grundstück bereits geteilt war. 
Bauräume auf die derzeitige Bestandsbebauung einzig darauf 
abzielt1 unsere qeplante Bebauunq zu verhindern. Der jetzt zu 

7 



Bebauungsplan Nr. 30 -Änderung für die Grundstücke Margaretenstraße 37 a-d 
Ergebnisse der öffentlichen Auslegung und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Einwender und 
Datum 1 

Bedenken und Anregungen 

ändernde (Teil-)Bereich beschreibt eine der letzten Lücken des 
ursprünglichen Bebauungsplans Nr. 30 aus dem Jahr 1979. Bis auf 
wenige kleine Bereiche ist der betreffende Bebauungsplan innerhalb 
der vergangenen Jahre bereits vielfach geändert und städtebaulich 
weiterentwickelt worden. In dem jetzigen Änderungsverfahren ist ein 
Planungswille zur positiven städtebaulichen Entwicklung (anders als 
in sämtlichen anderen Verfahren im Bereich des Bebauungsplans Nr. 
30) gemäß § 1 Abs. 3 BauGB nicht erkennbar. 
Es handelt sich somit um eine reine Verhinderungsplanung. Auf 
unserer Flurnummer entspräche die nun beabsichtigte Festschrei­
bung an die Bestandsbebauung weitgehend den historischen 
Festsetzungen (betreffend Größe und Lage des Bauraums) aus dem 
Jahre 1979. Im Gegensatz zu allen anderen Änderungsverfahren -
die im Bereich des Bebauungsplans Nr. 30 an der Würm bisher 
durchweg eine Nachverdichtung ermöglichten - wird uns jegliche 
Entwicklungsmöglichkeit verwehrt und - was die Baudichte angeht -
am Stand von 1979 festgehalten. 

Aus folgenden Gründen besteht auf unserem Grundstück noch eine 
vergleichsweise „lockere" Baudichte: 

Im Jahre 2003 wurde die Genehmigung für den Bau der vier 
Doppelhaushälften erteilt. Das Maß der baulichen Nutzung wurde 
damals gemeinsam für alle vier Häuser auf die Gesamtgrund­
stücksfläche bezogen. Bereits zum Zeitpunkt der Genehmigung 
musste davon ausgegangen werden, dass die vier Häuser mit 
sinnvoll zuzuordnenden Grundstücksanteilen nachträglich geteilt 
werden würden. Die Gefahr, dass dadurch bei den beiden „mittleren" 
Doppelhaushälften mit den Fl.Nrn. 55/2 und 55/3 ein dem 
Bebauungsplan widersprechendes (erhöhtes) Maß der baulichen 
Nutzung entstehen und damit gegen § 19 Abs. 2 BauGB verstoßen 
werden würde, war absehbar. Dies wurde offenbar bereits zum 
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1 

Erläuterung und Beschlussvorschlag 

Die angeführten Änderungen des Bebauungsplans Nr. 30 
können nicht ohne weiteres als Maßstab für die 
vorliegende Änderung herangezogen werden, weil ihnen 
unterschiedliche städtebauliche Zielsetzungen und 
Grundstückszuschnitte wie auch topographische Verhält­
nisse zugrunde liegen. 

So wird mit der Teiländerung im angrenzenden Bereich 
von 2008 im Gegensatz zur vorliegenden Änderung eine 
Nachverdichtung durch Um-, An- und/oder Neubau 
angestrebt. 

Auch mit den Teiländerungen des Bebauungsplan Nr. 30, 
„ Braunareal" von 2015 sowie Gautinger Straße von 2018 
wird im Gegensatz zur vorliegenden Änderung eine 
Nachverdichtung durch Um-, An- und/oder Neubau 
angestrebt. Zudem leiten sich die städtebaulichen Ziele 
hier von der Bebauung entlang der Gautinger Straße ab. 

Eine Orientierung des Maßes der baulichen Nutzung an 
der Grundflächenzahl geht nur, wenn die Grund­
stückszuschnitte vergleichbar (Länge und Breite) sind. In 
der vorliegenden Bebauungsplanänderung sind die 
Grundstücke - wie richtig erkannt - in ihrem Zuschnitt nicht 
vergleichbar. Deshalb wird die Grundfläche bewusst über 
eine absolute Zahl geregelt, um die vorhandene 
städtebauliche Kubatur zu erhalten. 

Der Gemeinde liegen keine sozialen und demogra­
phischen Belange vor, die einen Anbau zwingend 
erfordern. Deshalb hat sie sich letztendlich auch durch die 
in letzter Zeit gehäuft vorkommenden Starkregenereig-



Bebauungsplan Nr. 30 -Änderung für die Grundstücke Margaretenstraße 37 a-d 
Ergebnisse der öffentlichen Auslegung und Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

Einwender und 
Datum 1 

Bedenken und Anregungen 
1 

Erläuterung und Beschlussvorschlag 

damaligen Zeitpunkt vom Gemeinderat als verträgliche Nachver- nisse für eine Beibehaltung der genehmigten städtebau­
dichtung akzeptiert. Noch bevor wir als Käufer unseres Hauses ins liehen Dichte und eine Begrenzung der zu versiegelnden 
Spiel kamen, war die Teilung der Grundstücke seitens der damaligen Fläche entschieden. 
Eigentümer vorgenommen worden. 
Zum Zeitpunkt des Erwerbs im Jahr 2009 waren die Grundstücke 
bereits geteilt. Rechtskräftiger Bebauungsplan war die Nummer 30 
(unverändert seit 1979), dessen Festsetzungen zufolge das Maß der 
baulichen Nutzung auf unserer Flurnummer bei weitem nicht 
ausgereizt war. Auf diesen Sachverhalt hatte die Bauverwaltung den 
BUV in Sitzungsvorlagen bereits mehrfach hingewiesen (siehe 
Sitzung BUV am 10.9.2019), ohne dass die veränderte Rechtslage in 
die Beurteilung seither mit eingeflossen ist. 
Unsere Flurnummer ist grundsätzlich eigenständig und unabhängig 
jeglicher historischer Vorgänge zu beurteilen. Die uns gegenüber nun 
entstandene (unrechtmäßige, vergleichsweise niedrige) Zuteilung 
von Baurecht ist daher im Zuge der Abwägung zu berücksichtigen. 
Seit dem Jahr 2003 haben sich zudem (unter anderem im 
angrenzenden, städtebaulich zusammenhängenden, Gebiet) 
zahlreiche Änderungen im Gesamtbereich des Bebauungsplans Nr. 
30 ergeben. 
Hierzu ein Überblick: 
Im Jahr 2008 wurde im Bereich der Margaretenstraße 39 bis 47a der 
Bebauungsplan Nr. 30 geändert (Abbildung 1 ). 
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1--/ ....., 

\1>. 
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1 

Abbildung 1, Teiländerung im angrenzenden Bereich 2008 

Das Gebiet besitzt gemeinsam mit dem Bereich Margaretenstraße 
37a-d einen zusammenhängenden städtebaulichen Charakter 
(Bebauung entlang der Würm). Das Maß der baulichen Nutzung 
wurde dort in getrennten Grundflächen (GR) und Geschossflächen 
(GF) festgesetzt. Eine Zusammenfassung haben wir in Tabelle 1 und 
Diaaramm 1 daraestellt: 
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~te .... gGR b..--w GRZ M•"'91rMe,..w-.ße. ~Nt. 30 

H..wnummer Awnummer Gtundstü<b- GI! ... „.,..._, GF""" S. ..... GllZ GFZ 
gröO. ~„..,..,, 

~ 

o. 60 & 6113 1150 290 430 "'1~ V,~# 

45 59/3 1()60 290 430 021 0. 4 1 

43 59 1013 280 340 o.a 0,34 

., 5912 m 250 330 0 31 0.41 

39b 5714 372 eo 150 on 0.40 

39& S"J2 376 eo 150 0.11 0,4 

37d 5511 502 85 ,70 0 .11 0.34 

J7c 55/J 2'18 ~ 170 01• 0 57 

37b 5512 29' 75 150 oa 0.52 

1 37• 55 667 75 150 0, 11 0.22 1 
Tabelle 1, Ubers1cht „ Maß der baulichen Nutzung • Margarerenstraße 

• GRZ • <FZ 

0,60 

Q _~:, 

0,30 

0,15 

o.oo 
47• 45 43 41 :igo 39e 37d 37c 37b 

Diagramm 1, Grund und Geschossflächenwhlen Margaretensrraße 

Gemäß dem allgemeinen städteplanerischen Ziel der Gemeinde 
Krailling, eine sanfte Nachverdichtung im Inneren zulassen zu wollen, 
wurde der Teilbereich mit weiten Bauräumen zur flexiblen Platzierun 
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Einwender und 
Datum 1 

Bedenken und Anregungen 

der Gebäude einerseits, und erhöhtem Baurecht andererseits, 
versehen. Gegenüber dem Plan aus dem Jahr 1979 ergibt sich hier 
eine deutliche Erhöhung der Baudichte! Sowohl die 
Grundflächenzahlen (GRZ; 021 bis 0,31 , Mittelwert 0,27), als auch 
die Geschossflächenzahlen (GFZ; 0,34 bis 0,41 , Mittelwert 0,38) 
bewegen sich dabei innerhalb eines relativ homogenen Bereichs. Die 
Gleichbehandlung der Eigentümer wurde hier offenbar 
berücksichtigt. 

Gegenuberstellung ll/1nelwert Tetiinderung 200812021 

Hausnummer(n) GRZ Mittelwert GFZ 
-

47a b is 39a 10,27 , M·UI-:) 0,38 (1.4~•-J 

37a 10.11 0 

37a ,,,..u.-Ano.ul 10.11 0.27 

Tabe' e 2 

Hervorzuheben ist, dass mit dieser Erhöhung der Baudichte dort, die 
beiden „mittleren" Doppelhaushälften (Fl.Nrn. 55/2 und 55/3) 
hinsichtlich der überbauten Grundfläche (GR) mit den dortigen Fest­
setzungen „gleichziehen" und damit dem generellen Trend der Bau­
dichte in diesem Gebiet entsprechen. Nur unsere Flurnummer fällt 
dagegen deutlich zurück (siehe Tabelle 1: Mittlere GRZ Fl.Nrn. 55/2 
und 55/3: 0,28; Mittlere GRZ Fl.Nrn. 57/2 bis 60: 0,27, (unsere) GRZ 
Fl.Nr. 55: 0, 11). Betrachtet man die GRZ und GFZ auf unserem 
Grundstück inklusive Anbau (Tabelle 2), bestünde im Übrigen immer 
noch eine deutlich geringere Baudichte, als im Mittel des angrenzend 
liegenden Gebiets. Der derzeitige Planentwurf behandelt uns 
ungerecht und ist zu korrigieren. Sowohl gegenüber allen einzelnen 
Flurnummern im Bereich dieser Änderung, als auch den 
durchschnittlich genehmigten Grund- und Geschossflächenzahlen im 
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nahen Bereich des Bebauungsplans Nr. 30 an der Würm, wird uns 
deutlich weniger Baurecht zugestanden. 
Wie aus der Zusammenfassung ersichtlich ist, stellt uns die (will­
kürliche) Festsetzung der GR auf 75 (qm) gegenüber unseren 
Nachbarn unrechtmäßig schlechter. Sie verstößt damit gegen den 
Gleichbehandlungsgrundsatz und muss mindestens auf ein ver­
gleichbares Maß erhöht werden. Ebenso verhält es sich mit der 
Bemessung des festzusetzenden Bauraums: Mit dem Festschreiben 
auf den derzeitigen Bestand wird unsere Entwicklungsmöglichkeit 
unrechtmäßig und ungleich gegenüber vergleichbaren Grundstücken 
in der näheren Umgebung beschränkt. Innerhalb des jetzt definierten 
Bauraums (der nur das Bestandsgebäude, also in etwa 72 qm 
umschließt) könnte noch nicht einmal die festgesetzte Grundfläche 
(75 qm) im Falle eines Neubaus rechtssicher erstellt werden. 
Ortsentwicklung an der Würm 
Im Jahre 2012 wurden seitens der Gemeinde Krailling 
Ortsentwicklungsziele für den Bereich an der Würm definiert. 

~../°" .... .... / ;' 
I '-f 

...... •. . ~ , 7 
. .._ HF:t / :i ~I : 1. / ) ·. 

/' ... j! .... .1 '>.·~' 
/ , ......... ,...;'~ , ........ ,,,.,,..." .... , 

„ 
/...... -~ { ,,,., ~~„ ........ ,....~ .... „, HF1 I '-.! • - - ----" ~ ~, , • 

I .... - I 4! ~ ,,;'JI""' y .........-.... , 
HF2 r ·.. ', ,J ';J ,... .... ,.,,,, / „ 
~ ...... 1 ........ ">~' . ! .,..,,,,.,;/ · . ._ .-t ....... ._.... 

/ ··· ... / „ ' -et-----/ .... •" ----. :::;:;:::_o.;: 
', .-·· '1-. /~---- ..... ,..."' ~ ~- ........... u• ..... • / ~~ / , . ,,,, , ·~ ....... _,............. „,. "~/ ;/ 3 ,~~-" ..... ----... ~--........-~

- - /; I : ••··· · · .•. . " ,,. ~---~' 

~ ,,,,...,,,,, P' ~--0....-•-l.qN~ 
I 7. / ~ •4 ,,,,,, ... , t.., ~ -.. • .._..--~,,... 

{2 V:""'/ " . E ..,.. .... -:, ,... , r - , ::::..-==.=..-vu-~ 
!ill... ;> . .___ i'/ E „~ ..... ' • • •...... ::.-~~w 

/ I .... ~ _ • .... 1_.,._, ..,...H,_...__ 
c., ,41" ~r E :;.;~ 6 .,.. • ~ ... „N~. r- ...... 

',.,.. I - .... ~ ; • • • . =::.::.~~ ... ~ 
'./ .;' ' 'i> "· • • ...~---HF„ I ;: '° ' r • _.. • ""..., .......... _._........,...._ ~ .· „,, • .... • _.._ ....... _.._,,...,_ / _. ~, _.,,. „._ . ....... . • '· "' ~~....,.__..,__,_ 

I : , , 
. : I #> 

Abbildung 2, Karte (Ausschnitt) zu Ortsentwicklungszielen, Gemeinde 
Kraillino , 2012 
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Abbildung 3, Teiländerung Bebauungsplan Nr. 30, „ Braunareal", 2015 

Bereits drei Jahre später - Im Jahr 2015 - wurde der Bebauungsplan 
Nr. 30 einer weitläufigen (Teil-)Änderung unterzogen (Abbildung 3). 
Die 2012 definierten Ortsentwicklungsziele finden sich dort nur 
teilweise wieder. Weder ordnet sich die Bebauung dem Naturraum 
unter (Bebauung teils bis tief in die Retentionsräume der Würm), noch 
wurden ausreichend weite Teile des Würmufers für die Öffentlichkeit 
freigegeben. Das Maß der baulichen Nutzung wurde gegenüber dem 
Bebauungsplan von 1979 deutlich erhöht, obwohl ein definiertes Ziel 
der Gemeinde beim Braunareal war: , , Die im Bebauungsplan 
festgeschriebenen Baudichten sollen eingehalten werden. 
Abweichungen von den Baudichten sind bei der Umsetzung für die 
Gemeinde wesentlicher städtebaulicher Zielsetzungen unter Um­
ständen möolich". (Abbilduna 2). Daraus foloend muss eine 
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Erhöhung der Baudichten im Bereich der Würm als wesentliche 
städtebauliche Zielsetzung angenommen werden. 
Diesem Grundsatz folgte der Gemeinderat offensichtlich auch im 
Verfahren der (Teil-)Änderung Bebauungsplan Nr. 30 (Änderung für 
das Gebiet zwischen Gautinger Straße und Würm mit den Flurnum­
mern 113, 113/2 und 114) im Jahr 2018 (siehe Abbildung 4). 

l\
- w p j WA 't'. •• 

.--"' • „ \ \ '"' 
~ . \.\..- ~~ y)- __ • • GR 190 ..: \\ 

~ :\v WA _. 
~-

•• •B 

!._ 

,,. .... „ 
'( 

M = 1:1 - . -· -~--- ..... - , · ... ' .... --
Abbildung 4, Teiländerung Bebauungsplan Nr. 30, Gautinger Straße, 2018 

Auch hier wurde das Maß der baulichen Nutzung erhöht, neue 
Bauräume geschaffen und eine Entwicklungsmöglichkeit des Gebiets 
befürwortet. Betrachtung der generellen städtebaulichen Ziele der 
Gemeinde Kraillina In allen zu ändernden Bebauunasolänen im 
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Ortsgebiet nimmt die Gemeinde Krailling derzeit die Ziele des 
Baugesetzbuches (BauGB) ernst, eine Innenentwicklung zu fördern . 
Sie achtet darauf, soziale, familiäre und demographische Bedürfnisse 
in Einklang mit (möglichst flächensparendem) Nachverdichten zu 
bringen. Man gewährt den Eigentümern weite Bauräume, um 
Flexibilität zu schaffen. Die Baudichten werden durchweg erhöht, um 
den Wohnbedürfnissen der Bevölkerung gerecht zu werden (siehe 
Bebauungspläne Nrn. 28 und 29; Beschlüsse der vergangenen 
Jahre). Es wird dabei strikt auf Gleichbehandlung geachtet (siehe 
Bemessung der Grundflächenzahlen anhand eines durchgängigen 
Schlüssels zu den jeweiligen Grundstücksgrößen im Verfahren zur 
laufenden Änderung des Bebauungsplans Nr. 28, Bergstraße). In 
unserem Fall jedoch wird die Gleichbehandlung gänzlich unbeachtet 
gelassen. 
Diese muss aber in der Abwägung zwingend Berücksichtigung 
finden. Auch muss unser erhöhter Bedarf an Wohnraum durch den 
Familienzuwachs in den Jahren seit unserem Zuzug in den 
Abwägungsprozess mit einbezogen werden. Nach § 1 Abs. 6 Nr. 2 
BauGB müssen in der Bauleitplanung „die Wohnbedürfnisse der 
Bevölkerung, insbesondere auch von Familien mit mehreren Kindern 
... "berücksichtigt werden. Zwingende Gründe gegen die Erweiterung 
des Bauraums und Erhöhung des Maßes der baulichen Nutzung 
werden hingegen seitens des Gemeinderats nicht genannt. 
Seitens Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 
wurden keine grundsätzlichen Einwendungen gegen die Erweiterung 
des Bauraums in der ersten öffentlichen Auslegung des Planentwurfs 
(mit Anbauten) vorgebracht. Dies untermauert unsere Annahme, 
dass Argumente seitens des Gemeinderats bezüglich Eingriff in den 
Naturraum oder Hochwassergefahren nicht schlüssig sind. Da der 
Gemeinderat bis zuletzt großzügige (flächenversiegelnde) 
Nachverdichtungen im Bereich der Würm, selbst bis tief in die 
Retentionsräume des Überschwemmungsgebiets der Würm 
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zugelassen hat (siehe oben), ist die Begründung, eine weitere 
„Versiegelung der Flächen an der Würm" verhindern zu wollen, hier 
ebenso nicht schlüssig. Durch die von uns beabsichtigte Erweiterung 
des Bauraumes wird kein „Naturraum" der Würm eingeschränkt. Die 
Baugrenzen inklusive Anbau würden weder mit dem Uferhang 
(Schutzzone), noch mit jeglichen anderen Zonen des 
Hochwasserschutzes kollidieren (auch das Wasserwirtschaftsamt 
hatte hier bei der ersten Auslegung keine Einwendungen gegen die 
Planung!). Mit der Ortsentwicklungsplanung der Gemeinde Krailling 
wäre der Anbau ebenso vereinbar. Die in der Gemeinderatssitzung 
am 27.7.2021 beschlossene Begründung (siehe Sitzungsnieder­
schrift) ist daher nicht nachvollziehbar. Eine städteplanerische 
Zielsetzung des Verfahrens ist nicht erkennbar und der Gleich­
behandlungsgrundsatz wird verletzt. Private (familiäre), soziale und 
demographische Belange finden keine Berücksichtigung. Es muss 
deshalb davon ausgegangen werden, dass mit der Reduzierung des 
Baurechts im nun ausliegenden Planentwurf (bei ansonsten nahezu 
unveränderten Festsetzungen zu unserer gewünschten Planung) 
gegenüber dem Aufstellungsbeschluss im Jahre 2020, eine reine 
Verhinderungsplanung angestrebt wird. Der Planentwurf muss 
demnach wieder hinsichtlich angemessener Grundflächenzahlen, 
größerer Bauräume und Erweiterungsmöglichkeiten in Form von 
Anbauten korrigiert werden. Zu 3.2 Zielvorgaben der Ortsent­
wicklungsplanung Auf der Karte in Abbildung 2 sind unter anderem 
zu „Wohnbebauung an der Würm" die von Bebauung freizuhaltenden 
Flächen ausgewiesen (blau schraffierter Bereich). 
Die von uns beabsichtigte Erweiterung des Bauraums liegt außerhalb 
dieser Fläche und widerspricht damit nicht den Zielen der 
Ortsentwicklungsplanung. Sehr wohl würde aber durch unseren 
eingeschossigen Anbau das Ziel der Schaffung barrierearmen 
Wohnens aus den Zielsetzungen erfüllt. 
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Einwendungen zum Planentwurf 
Zu 3. Maß der baulichen Nutzung 
Das Ableiten der Grundflächen (GR) aus der umgesetzten 
Bestandsbebauung erfolgt ohne Abwägung der privaten, sozialen, 
demographischen Belange und der Gleichbehandlung hinsichtlich 
der in jüngster Vergangenheit genehmigten Nachverdichtungen im 
Bebauungsplangebiet (siehe ausführliche Begründungen oben) und 
ist daher zu ändern. 
Zu 4. Baugrenze und Bauweise 
4.1 Baugrenze 
Siehe ausführliche Begründung oben 
4.3 Terrassen 
Die festgesetzten Baugrenzen für Terrassen sind unserer Ansicht 
nach kleiner als der derzeitige Bestand im Plan angegeben. Wir bitten 
darum, hier erneut eine Vermessung des Bestandes vornehmen zu 
lassen, da im vorliegenden Vermessungsprotokoll die Abgrenzung 
der Terrasse nach Norden fehlt und die Baugrenze daher willkürlich 
festQesetzt ist. 
Zu 5. Bauliche Gestaltung 
Die Festsetzungen zu Anbauten fehlen. In der ursprünglichen 
Begründung der Bebauungsplanänderung vom 25.2.2021 infolge des 
Aufstellungsbeschlusses 2020 wird als Planungsziel definiert, ... eine 
Nachverdichtung über Anbauten zu gewähren" (siehe auch 
ausführliche BeQründunQ oben). 
Zu 8. Grünordnung 
8.1 Zu erhaltender Baum 
Die reale Lage der Bäume entspricht nicht den Festsetzungen im 
Planentwurf. Im Vermessungsplan (Anhang Begründung) ist die Lage 
grundlegend falsch dargestellt. Der Planentwurf liegt näher an den 
realen Standorten der Bäume, ist aber nicht vollständig korrekt. 
Wir bitten um Neuvermessung. Zudem ist die im Planentwurf 
festQesetzte Anzahl an Bäumen verglichen mit der Nachbar-
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Die Gemeine hält an dem städtebaulichen Ziel, an dieser 
Stelle die vorhandenen Doppelhaushälften mit den 
genehmigten Befreiungen zu sichern, fest und strebt keine 
Erhöhung des Maßes der baulichen Nutzung an. 

Die Baugrenzen beziehen den Bestand mit ein, eine 
ErweiterunQ ist nicht Ziel der BebauunQsplanänderunQ. 

Für alle Doppelhaushälften wird gleichermaßen eine 
Terrasse mit einer max. Größe von 30 qm festgesetzt. 
Sollte die bestehende Terrasse größer sein hat diese 
Bestandsschutz. 

Siehe zu 4. 

Der Erhalt von Bäumen unterliegt nicht dem Gleichbe­
handlungsgrundsatz. Der Vermesser hat die in der 
Planzeichnung dargestellten Bäume nochmals überprüft. 
Es bedarf keiner Neuvermessung. 
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bebauung unverhältnismäßig hoch. Im derzeit noch gültigen 
Bebauungsplan sind auf dem östlich angrenzenden Grundstück der 
Gemeinde mehrere zu erhaltende Bäume eingezeichnet, die offenbar 
in der Vergangenheit gefällt und nicht ersetzt wurden. Deshalb und 
ebenso im Vergleich mit der Baumdichte auf den übrigen 
Grundstücken an der Würm, ist die Festsetzung ein Verstoß gegen 
den Gleichbehandlungsgrundsatz. 
Die Anzahl zu erhaltender Bäume muss somit auf ein vergleichbares 
Maß reduziert werden. 
8.2 Ufervegetationsraum 
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Im Planentwurf werden deutliche Einschränkungen bezüglich des Die Bebauungsplanänderung sieht Maßnahmen zum 
Uferschutzes und der Erhaltung des Baumbestands festgesetzt. Den Schutz, zur Pflege und Entwicklung von Natur und 
Festsetzungen widersprechen wir. Begründung: Die Gemeinde Landschaft vor, die auf den Bereich der Böschung 
Krailling selbst hat im Rahmen der Erstellung der Anton Kleber- begrenzt werden. Diese dürfen unabhängig vom 
Brücke im Zuge der Neugestaltung Ortsmitte den angrenzenden Hochwasserschutz festgesetzt werden und dienen dem 
Uferbereich mit riesigen Steinstufen versehen lassen. Dieser Schutz des Biotops. 
massive Eingriff in den natürlichen Uferbereich der Würm und der 
Versiegelung des Ufers widerspricht diametral den Festsetzungen, 
die hier privaten Eigentümern auferlegt werden und muss korrigiert 
werden. Die Hangkante auf unserem Grundstück liegt zudem fast 
vollständig außerhalb der Grenze HQ100, womit die Begründung 
„Hochwasserschutz" nicht zutreffend ist. 
im oben genannten Punkt fehlt die klare Abgrenzung, dass die auf Da die Gemeinschaftsstellplätze nicht als eigene 
unserem Grundstück (Fl.-Nr. 55) liegenden, an die Fl.-Nrn. 55/2 und Flurstücke abgetrennt sind, sind diese bei der zulässigen 
55/3 per Zufahrtsrecht abgetretenen Stellplätze, nicht in die Überschreitung der festgesetzten GR für das Flurstück 55 
Berechnung unserer Nebenanlagen mit einfließen darf. Zudem ist mit zu berücksichtigen. Eine Überprüfung hat ergeben, 
das Maß der baulichen Nutzung betreffend die zu überbauende dass die vorhandene Nebenanlage nicht mit einbezogen 
Gesamt Grundstücksfläche zu gering bemessen und muss daher auf wurde. Deshalb wird der Wert von 110% auf 130% erhöht. 
ein vergleichbares Maß zur umliegenden Bebauung erhöht (in etwa Die hier getroffene Regelung nimmt die Formulierung des 
GRZ 0,4) und als Gesamt-GRZ ausgewiesen werden. § 19 Abs.4 Satz 2 BauNVO auf, der grundsätzlich eine 
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Überschreitung von 50% der zulässigen Grundfläche 
vorsieht. Gern. § 19 Abs. 4 Satz 3 darf in Bebauunas-
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Einwender und 
Datum 1 

Abstimmungsergebnis: 5 : 4 

Bedenken und Anregungen 
1 
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Erläuterung und Beschlussvorschlag 

plänen eine davon abweichende Bestimmung getroffen 
werden. Dies ist aufgrund der bestehenden Versiegelung 
in der vorliegenden Bebauungsplanänderung erforderlich. 
Es besteht kein Anspruch auf die Festsetzung einer 
Gesamt-GRZ von 0,4. 
Beschluss 
Die Stellungnahme wird entsprechend den Erläuterungen 
berücksichtigt und es erfolgt eine Überarbeitung der 
Planunterlagen. 



Anlage 1: Nebenanlagen (Bürger 1, 12.01 .2022) 

Oft f„tMtzu"98fl 8-P\lw\ "*" 
GR(qm; F•tor %ul4laatg11GR ~· G._...tcqinl ~ldlqm) 
~I lqm:~ lern;~) 

37• 15 2.1 1()15 101 163.() 

37t> 15 11i 1?0 4i 117 3 

31c qs , G 136 4) 1:n 9 

37d 85 ; 8 153 S,,.S 139,5 13,5 

37a ~e<1pta12 1 ( 12,SQM) • Ga<aQe und lJlahf1 tl3Qr<1) • StelOIW 2 und 3 •25Qm1. W991'3 SQl'I'• • G.Jrten''.:iL.e 111an1 1o•an 

3 lb G..lraQe "10 l.i'.lhrt l3JQm1 • 'l•'a!:l i'JQMI = 4 2Q,,., 

37c· a ... ao- und luf.im 1.):)qmj • l'•'er.l ·917r>1 " .J;>qm 

370 G.ir~91111'1d Zu•;ahrt :33Qrr~ • V.'og l"lqnl 1 S!llllpl:tU ('2 ~QM) • 5-1 5om 

1 

Tabelle 2 lulJ.ssige Grur>aftaehenzanlen laut Pla.neocwulf 

GAZ 

37a 157 s 667 0.24 

37• lbolntinigl) 132.S IOllneSI. 2 31 642 :Ollne St. 2131 0,21 

37b 120 291 0.41 

31c 136 2&8 0.46 

37d 15.J 502 O.J 

H•e< ~!Jet 1 11!1.Jl ß3u"'1 .1 zudem noch die '"'" ~tzte11 
G.sraqi;. etflg!fee ,,.,, ·...erden. die uns ;11!1 NA r <:ht zs 
\ler'~Ul'9 S1C!fien! ßen!r1gl rw~<e d1• LI ~"'9" GAZ 1tZ 371> .„ .• 'olg!; 

Tabelle 3: Grundllächen Nebenanlaoen (tal !>ächhch lür die Eigentumor nutzbar) 

GA 

GR(qm; HGI Faktor erlllubte GA NA Konel& ... 1~ Anteil NA- kerri.,..-
(qm ~ StellplilUa tclml Grundstiidl 

37.11 75 2,1 R2~ 75 57.5 157 5qon / ifJ6Jqn- 25qM,) 

37b 75 1.6 4~ •12,5 57,5 19 'II. ,57 Sqn l 1291qM 12 5wtu1 

37C 85 1.6 s: t12.5 63.5 20~ 1.63.SQM ,• (296Q<Th 12.5QrTl.i 

37d 85 1.8 153 68 14% 168Qm 1 502an.a 

Ti!bel:P. 4 : GnmdltachP.n ($tel pi1!12e 2+3 bleiben i..nhellCnti<t\ 

37c 

F~IJ.. ...... lnevl 

GA Cqm. FllktQr 

~ 

15 

1:, 

as 

2. ' 
lfj 

U! 

~GA ~ Gesaimttqm> --~ldlcrn) 
1qm; 9'1.-ntl n• Cqm; 

ll>i ~ 

12C 

136 

SchlaU""ll} 

1 

l!>I 

10S 

1?7 

6.S 

3 

9 
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GA f'MIWVUft9'W\ lJ-- "*1) 

GA f<lm; Fäto. 
HIU!lt~ 

zulis~ GA ~ Geumt (qml Vwbleibecld fctml 
leim: 9Miltfttl n· ~-

5chllz..nt) 

37d 

. ~~~·Steil:> 11T ! (1;> 6QT1 • C'~"!J8 Ure Z.'1tr. 1',l:m • W'llQ l" l.!!>Q'Tll • ('„1n..,-haui 117CtT'I • 1<8 ~QM 

J7ll GJr31):! ur<l ZJl~lwt 133Qrl j • Vifq •;\kll11 • J:?tFn 

17c: G.ir"llA r,nrl 7111..-in •3Jqrn1 •\lelJ 19.~1„ .1 'qrr 

J7d 0;,f,'.!Qe ur.: ZJfal>'l 133-0rr). Vleq •9QMI ' St~llO':iU 12.5cr"I ., 5~ 5Qt~ 

Tiibe.ta 5 Planentwui1e, artha.ter>B F'ächen ·~ Nebenanlagen 

"'--'twurf GA(HG ......... GA I~ RlchefW l'liclle für NA 
37a:qml ~ qml NA f~ fQln: St. 2•3 nochl 

NA C ... I IMMUct!JllChli9'!) 

1) 25.2.2021 11S 5!5 178.25 ~ 76 

2)29.1.2021 115 90 2·a.:. '°" 76 

~ 14.IJ,20a1 ;!) 110 1~7 5 ~.s 76 

2 

a.n-t.un; 

En,..etidi.na G'l '<A ;:~ oerng• 


